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Vorwort

Ganztägige und ganzheitliche Bildung und Erziehung von 
schulpflichtigen jungen Menschen beschäftigt die Kinder- 
und Jugendhilfe und die Schulen bundesweit. Gesellschaft
liche Veränderungen und Entwicklungen stellen sowohl das 
Schulsystem als auch die Kinder- und Jugendhilfe vor große 
Herausforderungen. 

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf wurde in der zurück-
liegenden Dekade durch den Ausbau ganztägiger Angebote 
der frühkindlichen Bildung, Erziehung und Betreuung in den 
Kindertageseinrichtungen erheblich verbessert. Eltern erleben 
allerdings, dass mit Beginn der Grundschulzeit, dem Wech-
sel vom System der Kindertagesbetreuung in das Schulsys-
tem, ganztägige Angebote nicht selbstverständlich zur Verfü-
gung stehen. Nicht immer kann ein reibungsloser Übergang 
gewährleistet werden. Ist die zuständige Grundschule keine 
Ganztagsschule, muss ein Hort gefunden werden, dessen 
Angebot zeitlich und räumlich passt und der freie Plätze hat. 

Chancengerechtigkeit und auch die Frage eines Nachteils-
ausgleichs für Kinder und Jugendliche mit besonderen Bedar-
fen stellen weitere Herausforderungen an das Schulsystem: 
Hatte das Kind in der Kindertagesbetreuung einen individuellen 
Förderbedarf, wird diese besondere Förderung nicht auto-
matisch in den anschließenden Systemen fortgesetzt. Sie 
muss neu und für jede Institution separat beantragt werden. 

Der Übergang von der Kindertageseinrichtung in eine Ganz-
tagsgrundschule ist nicht automatisch problemlos, da es 
verschiedene Formen der Ganztagsschulen (gebunden, teil-
gebunden, offen) gibt. Die Rahmenbedingungen (Zeiten, 
Intensität und Qualität der Betreuung und Förderung, Finan-

zierung) sind sehr unterschiedlich und sie bieten unterschied-
liche Grade an Verbindlichkeit für beide Seiten. Ein verläss
licher Ganztag ist nicht grundsätzlich gewährleistet. 

Ein steigender Anteil von Kindern und Jugendlichen verbringt 
immer mehr Zeit am Lernort Schule. Schule wird mehr und 
mehr zu einem zentralen Lebensort. Nach evangelischem, 
ganzheitlichem Bildungsverständnis brauchen junge Menschen 
aber auch Freiräume, die sie selbstbestimmt gestalten, wo 
eigenständige Meinungen und Haltungen entwickelt werden 
und wo auch religiöse Bildung und Orientierung ihren Platz 
findet. Kinder und Jugendliche sollen in die Lage versetzt 
werden, Situationen kritisch zu beurteilen, ihre Worte sorg
fältig zu wägen, ihr Handeln zu begründen, eigene Fehler zu 
erkennen und einzugestehen. Zu einem Bildungserfolg in die-
sem umfassenden Sinne trägt die Schule bei, ebenso bedarf 
es aber auch außerschulischer Experimentierfelder.

Die Diakonie Deutschland positioniert sich mit diesem Plädo-
yer zu den zentralen Fragen, die sich aus den veränderten 
gesellschaftlichen Bedingungen und der Ganztagsschulent-
wicklung ergeben: Was braucht es, um für alle Kinder und 
ihre Familien eine verlässliche und ganzheitliche Bildung und 
Erziehung zu gewährleisten? 

Maria Loheide 
Vorstand Sozialpolitik, Diakonie Deutschland
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1.	 Zusammenfassung 

Vier Thesen zum Selbstverständnis 
evangelischer Kinder- und Jugendhilfe im 
Kontext von Ganztagsschulentwicklung 
und Ganztagsschule

Gute Bildung braucht Verlässlichkeit

Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf ganz-
heitliche Bildung und Erziehung in einem inklusi-
ven Bildungssystem als Beitrag zu gelingendem 
Aufwachsen. Zur Umsetzung dieses Rechts ist 
bundesweit ein verlässlicher Ganztag zu gewähr-
leisten.

Das Recht junger Menschen auf ganzheitliche Bildung und 
Erziehung ist nicht vom Schulsystem alleine zu erfüllen. Jeder 
junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner Entwick-
lung und auf Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und 
gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit (§ 1(1) SGB VIII). Die 
Kinder- und Jugendhilfe trägt dazu bei, Benachteiligungen 
abzubauen; sie berät und unterstützt Erziehungsberechtigte 
und schützt Kinder und Jugendliche vor Gefahren. Sie leistet 
damit einen Beitrag zur Schaffung positiver Lebensbedingun-
gen sowie einer kinder- und familienfreundlichen Umwelt 
(§ 1(3) SGB VIII). Für das System der Kinder- und Jugendhilfe 
ist damit ein eindeutiger Auftrag definiert, der sich auf alle 
Lebensbereiche von jungen Menschen und somit die gesamte 
Gesellschaft bezieht – und damit auch auf das System Schule.

Kinder und Jugendliche haben das Recht auf eine gesicherte 
Grundversorgung, die den Lebensbedingungen in diesem 
Land entspricht. Dazu gehören materielle Aspekte ebenso 
wie der freie Zugang zu einem Bildungssystem, das sich 
nicht auf Wissensvermittlung beschränkt, sondern formales, 
nonformales und informelles Lernen ermöglicht. Einrichtun-
gen und Dienste der Kinder- und Jugendhilfe ergänzen das 
formale Schulsystem mit dem Ziel, die Umsetzung ganzheit
licher Bildung und Erziehung entsprechend der individuellen 
Bedarfe der Kinder und Jugendlichen im verlässlichen Ganz-
tag zu unterstützen. Sie haben darüber hinaus den Anspruch, 

familiale Strukturen im Sinne des SGB VIII zu ergänzen und 
leisten im schulischen Kontext einen Beitrag zur Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Sie bieten Raum zum Erlernen gemein-
schaftsfördernder Interaktionen und begleiten junge Menschen 
in ihrer Entwicklung. Gleichzeitig schaffen sie Möglichkeiten 
für Begegnung und fördern positive Wahrnehmung, Akzep-
tanz und Wertschätzung von Vielfalt. Die pädagogischen 
Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe unterstützen junge 
Menschen in der Wahrnehmung ihrer Partizipationsrechte bei 
der Mitgestaltung der Bedingungen im verlässlichen Ganztag 
und fördern demokratisches Lernen. 

Form und Gestaltung des Ganztags sind bedarfsgerecht, zur 
Förderung und Unterstützung der Kinder unterschiedlicher 
Altersgruppen und zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
zu gewährleisten. Entscheidend sind die konkreten Gegeben-
heiten vor Ort, die im Rahmen kommunaler Bildungsland-
schaften entwickelt werden. Länder und Kommunen sind hier 
in der Pflicht, verantwortliche Entscheidungen im Interesse der 
jungen Menschen und ihrer Familien zu treffen und gesetzlich 
sowie verwaltungsrechtlich zu verankern. Für Kinder im 
Grundschulalter beziehungsweise bis zu einem Alter von 14 
Jahren ist ein Anspruch auf eine umfassende und ganztägige 
Bildung und Erziehung gefordert. Neben neu entwickelten 
Formen ganztägiger Bildung und Erziehung in Kooperation 
von Schule und Kinder- und Jugendhilfe kann auch die Wei-
terentwicklung eines Hortes ein bedarfsgerechtes Angebot 
sein. Junge Menschen über 14 Jahre brauchen weiterhin ver-
lässliche Anlaufmöglichkeiten und ganzheitliche Angebote 
mit vielfältigen Wahlmöglichkeiten, wenn auch der reine 
Betreuungsaspekt zunehmend in den Hintergrund tritt. Die 
wachsenden Bedarfe dieser Zielgruppe nach mehr Freiraum 
und Selbstwirksamkeitserfahrungen sowie die zunehmende 
Selbstständigkeit müssen in der Gestaltung eines Ganztages 
differenziert berücksichtigt werden. Die Beteiligung von jun-
gen Menschen an der Gestaltung sowie ihre Entscheidung 
zum Umfang der Inanspruchnahme des Ganztages sind 
sicherzustellen. Verlässlicher Ganztag ist auf kommunaler 
Ebene unter Einbezug aller beteiligten Akteure verantwortlich 
umzusetzen. 
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Gute Bildung braucht Kooperation

Kinder- und Jugendhilfe ist zentraler Bestandteil 
des verlässlichen Ganztags. Sie leistet im Interesse 
der Kinder und Jugendlichen einen unverzichtbaren 
Beitrag im Bildungssystem. 

Um sich zu verantwortungsvoll handelnden Persönlichkeiten 
zu entwickeln, brauchen junge Menschen ein Bildungsange-
bot, das alle Aspekte ganzheitlicher Bildung enthält und 
sinnvoll miteinander verknüpft. Schule und Kinder- und 
Jugendhilfe haben unterschiedliche Bildungsaufträge und 
-verständnisse, die sich gegenseitig sinnvoll ergänzen können 
und sollen. 

Auftrag der Kinder- und Jugendhilfe ist es, Heranwachsende 
in ihrer Entwicklung umfassend zu fördern und sie in ihrer 
Eigenverantwortlichkeit und Selbstständigkeit zu unterstüt-
zen. Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe begleiten und 
ergänzen die Erziehung in der Familie. Mit einem präventiven 
Angebot fachlich kompetenter Beratungsangebote wird Kin-
dern, Jugendlichen und Eltern nicht erst dann geholfen, wenn 
die Erziehung in der Familie ernsthaft gefährdet ist. Mit den 
Grundsätzen und der Expertise der Kinder- und Jugendhilfe 
gelingt es, junge Menschen in Ergänzung zum schulischen 
Lernen in ihrer Persönlichkeitsentwicklung zu fördern. Sie 
unterstützt formales Lernen und schafft Orte und Gelegen-
heiten für informelles und nonformales Lernen, ermöglicht 
Selbstbildungsprozesse und fördert junge Menschen dabei, 
ihren Bildungshorizont zu erweitern. 

Als Arbeitsfeld der Sozialen Arbeit hat die Kinder- und Jugend-
hilfe einen hohen Professionalisierungsgrad. Sie entspricht 
in ihren Grundprinzipien und Methoden den Bedarfen junger 
Menschen und nimmt gemeinsam mit ihnen eine wichtige 
und unterstützende Lobby-Funktion wahr. 

Die Kinder- und Jugendhilfe mit ihrem ganzheitlichen Bildungs-
begriff, ihrem umfassenden Blick für das Umfeld und die 
Situation der Kinder und Jugendlichen, sowie ihren Familien 
kann als Trägerin des Ganztagsangebotes in Schulen wesent-
lich zum Gelingen der (Bildungs-)Biographie beitragen. 
Zudem gewährleistet sie die notwendige Parteilichkeit und 
jugendspezifische Zugänge. Die Trägerschaft für Leistungs-
angebote der Kinder- und Jugendhilfe in Schulen ist außer-
halb des Schulsystems zu verorten. Gleichzeitig erhält die 
Kinder- und Jugendhilfe in Freier Trägerschaft durch die 
örtlichen Jugendhilfeausschüsse und den Landesjugendhilfe-
ausschuss sowohl eine strukturelle als auch eine fachpoliti-
sche Dimension. 

Vor diesem Hintergrund bieten Kinder- und Jugendhilfe und 
Schule gemeinsam im verlässlichen Ganztag umfassende 
und ganzheitliche Bildung, Erziehung, Betreuung und Förde-
rung für alle Schülerinnen und Schüler. Zentral für das Gelin-
gen eines qualitativ hochwertigen Angebotes ist die intensive 
Zusammenarbeit der Akteure. Trotz unterschiedlicher Aus-
gangslagen verfolgen beide Systeme in der Kooperation das 
gemeinsame Ziel, Bildung und Erziehung für junge Menschen 
zu organisieren, fachlich qualifizierte Angebote zu entwickeln 
und individuelle Förderung zu ermöglichen. Entsprechende 
Angebote orientieren sich an den Bedarfen von Kindern und 
Jugendlichen sowie den Wünschen der Eltern. Sie zielen auf 
die Entwicklung der Persönlichkeit, der Selbst- und Sozial-
kompetenzen, der Fähigkeiten, Talente und Fertigkeiten der 
Kinder und Jugendlichen. 

Gute Bildung braucht Verbindlichkeit

Das Zusammenwirken der Kinder- und Jugendhilfe 
und der Schule folgt dem Grundsatz einer Verant-
wortungsgemeinschaft. Hierzu bedarf es der Auf-
tragsklärung und der eindeutigen Zuordnung von 
Verantwortlichkeiten. Die Gestaltung des verlässli-
chen Ganztags ist deshalb grundsätzlich vertraglich 
zu regeln. 

Kinder- und Jugendhilfeträger übernehmen in Abhängigkeit 
von Trägerprofil, kommunalem Gestaltungswillen und landes-
gesetzlichen Möglichkeiten unterschiedliche Aufgaben in der 
Ausgestaltung des schulischen Bildungssystems. Grundlage 
für vertragliche Vereinbarungen zur Umsetzung entsprechen-
der Leistungen durch pädagogische Fachkräfte der Träger im 
Zusammenhang mit Schule sind Schulgesetze und Bestim-
mungen der Länder zum Ganztagsschulbetrieb sowie konkrete 
Vereinbarungen zwischen Schule und Kinder- und Jugend-
hilfe. Um Profil und Werte der Kinder- und Jugendhilfe im 
Schulsystem zu wahren und im Interesse der jungen Menschen 
im verlässlichen Ganztag zu verankern, bedarf es gesicherter 
Rahmenbedingungen. Dazu gehört neben der angemessenen 
personellen, räumlichen und materiellen Ausstattung die ver-
bindliche Einbindung der Kinder- und Jugendhilfe in schulische 
Strukturen mit Beratungs- und Beteiligungsrechten. Die ver-
tragliche Absicherung getroffener Vereinbarungen zu Verant-
wortlichkeiten, Aufträgen und Aufgaben von Kinder- und 
Jugendhilfe und Schule ist unabdingbar für eine erfolgreiche 
Kooperation der unterschiedlichen Akteure. Landesrahmen-
verträge zwischen den beteiligten Akteuren über die Leistun-
gen der Kinder- und Jugendhilfe im Kontext des verlässlichen 
Ganztags bieten eine solide Grundlage für dessen Umsetzung. 
Orientiert am dort vereinbarten Rahmen in Bezug auf Personal-
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bemessung, Konzeption, Räume, finanzielle und sachliche 
Ausstattung werden auf kommunaler Ebene konkrete Koope-
rationsvereinbarungen geschlossen, in denen die örtlichen 
Bedarfe spezifiziert und angemessen berücksichtigt werden. 
Ein solches Vorgehen sichert Verlässlichkeit, Kontinuität und 
Nachhaltigkeit in den Kooperationsbeziehungen. 

Gute Bildung braucht verantwortliche Eltern

Pflege und Erziehung ihrer Kinder sind das Recht 
und die Pflicht der Eltern (Art. 6 (2) GG). Sie ent-
scheiden über das Maß der Inanspruchnahme des 
verlässlichen Ganztags. 

Familie als primäre Bezugsinstanz hat zentralen Einfluss auf 
die Entwicklung junger Menschen. Zufriedene Eltern sind 
dabei ein wichtiger Faktor. Nach § 1 (2) SGB VIII sind Pflege 
und Erziehung der Kinder natürliches Recht der Eltern und 
gleichzeitig ihre oberste Pflicht, über deren Erfüllung die 
staatliche Gemeinschaft wacht. Eltern sind aber auch Ehe-
gatten/Lebenspartner und Lebenspartnerinnen, Arbeitneh-
mer und Arbeitnehmerinnen, Geschwister und selbst Kinder 
ihrer Eltern. Um allen Anforderungen gerecht werden zu kön-
nen, brauchen sie Unterstützungsangebote, die es ihnen 
ermöglichen, echte Entscheidungen für die Gestaltung des 
Familienalltags zu treffen. Der Staat ist gemäß Art. 18 UN-
Kinderrechtskonvention in der Pflicht, institutionelle Betreu-
ungsangebote vorzuhalten. Diese Verpflichtung enthält auch 

Anforderungen an die qualitative Ausgestaltung der Angebote 
(„hinsichtlich Zahl und Eignung des fachlichen Personals“), die 
Eltern in Form von gleichwertigen Alternativen reale Wahlmög-
lichkeiten über Inhalt und Form der schulergänzenden Bildungs- 
und Erziehungsangebote ermöglichen sollen. Die Bereitstellung 
eines verlässlichen Ganztages für alle Kinder ist ein wichtiger 
Schritt zu einem gerechteren Zugang zu Bildung und zur 
Gewährleistung von Wahl- und Entscheidungsmöglichkeiten 
von Familien. Erforderlich ist aber auch eine Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik, die Wege und Möglichkeiten schafft, Familien bei 
der gemeinsamen Bewältigung der veränderten Herausforde-
rungen zu fördern und zu unterstützen. Verschiedene Ganztags-
modelle in gebundener und offener Form sowie in Kooperation 
mit der Kinder- und Jugendhilfe umfassen durch ihre vielfältige 
Ausgestaltung unterschiedliche Grade der Teilnahmeverpflich-
tungen für die jungen Menschen. Diese Vielfalt berücksichtigt 
unterschiedliche Bedarfe und ermöglicht Wahlmöglichkeiten für 
Familien. Diakonie Deutschland hält die Ganztagsschule als 
bedarfsgerechtes Angebot für Kinder und Familien und die 
Freiwilligkeit der Entscheidung für ein Ganztagsschulmodell 
im Rahmen des verlässlichen Ganztages für sinnvoll. 

Diakonie Deutschland plädiert für eine kooperative 
Gestaltung der ganztägigen und ganzheitlichen 
Bildung und Erziehung von schulpflichtigen jungen 
Menschen in gemeinsamer Verantwortung von Kin-
der- und Jugendhilfe und Schule im Rahmen eines 
verlässlichen Ganztags.
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2.	 Einleitung

Diakonie Deutschland stellt in diesem Positionspapier die 
Orientierung allen staatlichen Handelns am Wohlergehen des 
Kindes in den Mittelpunkt. Durch die Ratifizierung (1992) der 
UN-Kinderrechtskonvention (UN-KRK) sowie die Rücknahme 
aller Vorbehalte (2010) ist dieser Fokus als normative Vorgabe 
in Bund und Ländern Konsens.1 Zu berücksichtigen sind hier 
insbesondere Art. 3, 12 und 18 UN-KRK sowie Art. 24 der 
UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK). Der Begriff des 
Kindeswohls entspricht in der deutschen Übersetzung der 
UN-KRK nicht eindeutig dem Wortlaut des Originaltextes 
(„the best interest of the child“) und hat durch die gesamtge-
sellschaftliche Diskussion zum Kinderschutz im Begriff der 
Kindeswohlgefährdung einen eher defizitorientierten Ansatz 
zugeschrieben bekommen. Diakonie Deutschland bezieht 
hier eindeutig Stellung: „Im besten Interesse des Kindes“ zu 
handeln meint, staatliches Handeln zuerst am Wohlergehen 
der Kinder auszurichten. Im Kontext des Diskurses um ganz-
tägige und ganzheitliche Bildung und Erziehung bedeutet 
das, dass sich die Gestaltung des schulischen Alltags an die-
ser Prämisse messen lassen muss. Im Zusammenspiel mit 
den in Art. 12 verbrieften Partizipationsrechten kann dieses 
Ziel nur erreicht werden, indem junge Menschen an allen sie 
betreffenden Entscheidungen angemessen beteiligt werden, 
also auch in allen Belangen der Bildung und Erziehung. In 
Art. 18 übernimmt der Staat die Verantwortung dafür, Betreu-
ungsangebote bereitzustellen und den Zugang für „Kinder 
berufstätiger Eltern“ sicherzustellen. Mit Art. 24 der UN-BRK 
wird ein inklusives Bildungssystem definiert, das zu installie-
ren sich die Vertragsstaaten verpflichtet haben. Das Recht 
junger Menschen auf ganzheitliche Bildung und Erziehung ist 
bei dieser Herleitung nicht vom Schulsystem alleine zu erfül-
len. Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner 
Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenverantwortlichen 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit (§ 1(1) SGB VIII). 
Die Kinder- und Jugendhilfe trägt dazu bei, Benachteiligun-
gen abzubauen. Sie berät und unterstützt Erziehungsberech-

1   Entsprechend der Vereinbarungen in der Konvention gilt als Kind 
in Deutschland jeder junge Mensch, der das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat (Art. 1 UN-KRK).

tigte, schützt Kinder und Jugendliche vor Gefahren und leis-
tet einen Beitrag zur Schaffung positiver Lebensbedingungen 
sowie einer kinder- und familienfreundlichen Umwelt (§ 1(3) 
SGB VIII). Für das System der Kinder- und Jugendhilfe ist 
damit ein eindeutiger Auftrag definiert, der sich auf alle 
Lebensbereiche von jungen Menschen und somit die 
gesamte Gesellschaft bezieht – und damit auch auf das 
Funktionssystem Schule.

Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf ganz-
heitliche Bildung und Erziehung in einem inklusiven 
Bildungssystem als Beitrag zu gelingendem Auf-
wachsen. Zur Umsetzung dieses Rechts ist bundes-
weit ein verlässlicher Ganztag zu gewährleisten.

2.1.	 	Ausgangssituation im System der 
Kinder- und Jugendhilfe

Ein individueller Rechtsanspruch auf Bildung, Erziehung und 
Betreuung besteht seit dem 1. August 2013 für alle Kinder, 
die das erste Lebensjahr vollendet haben. Dieser Rechtsan-
spruch wird gewährleistet durch das System der Kinderta-
gesbetreuung in Verantwortung öffentlicher und freier Träger 
der Kinder- und Jugendhilfe sowie in marginalem Umfang 
privatgewerblicher Anbieter. Rechtsgrundlage für diesen 
Anspruch ist § 24 SGB VIII. Ein Anspruch auf ganztägige Bil-
dung, Erziehung und Betreuung ist hier nicht definiert, der 
Gesetzgeber fokussiert auf den individuellen Bedarf, der an 
Bedingungen geknüpft wird.2 Außerdem verpflichtet er die 
Kostenträger, auf ein bedarfsgerechtes Ganztagsangebot für 
Drei- bis Sechsjährige hinzuwirken (Abs. 3). Für Kinder im 
schulpflichtigen Alter ist der Rechtsanspruch eingeschränkt 
(Abs. 4): Hier wird lediglich festgeschrieben, dass für diese 
Altersgruppe insgesamt ein bedarfsgerechtes Angebot in 
Tageseinrichtungen vorzuhalten ist. In den Landesausfüh-

2   Abs. 1: notwendige Entwicklungsförderung, Erwerbstätigkeit der 
Eltern, Bildungsmaßnahmen der Eltern, Maßnahmen der Eingliederung 
der Eltern in den Arbeitsmarkt



rungsgesetzen für die Kindertagesbetreuung sind die konkre-
ten Bedingungen für die Umsetzung des Rechtsanspruches 
geregelt. Für Kinder im Grundschulalter (bis zum 12. bzw. 
14. Lebensjahr) erfolgt dies im Rahmen der Ausführungen zur 
Hortbetreuung. Außerdem definieren die Länder weitgehend 
den zeitlichen Umfang des Rechtsanspruches für den Regel-
fall. Für junge Menschen über das Grundschulalter hinaus 
gibt es nur punktuell Regelungen für institutionelle Bildung, 
Erziehung und Betreuung außerhalb der Schulpflicht. Einige 
Bundesländer haben in ihren Schulgesetzen Regelungen zum 
Ganztagsschulbetrieb verankert. Ausnahme sind die Förder-
schulen, die regelhaft ganztägige Betreuung auch über das 
Grundschulalter hinaus anbieten. Dabei ist jedoch zu berück-
sichtigen, dass im Rahmen der Umsetzung inklusiver Bildung 
im Schulsystem Förderschulen abgebaut werden. Der Aus-
bau von Ganztagsschulen kann die dadurch entstehenden 
Betreuungsdefizite aktuell nicht vollständig ausgleichen. 

Der Ausbau ganztägiger Angebote der frühkindlichen Bil-
dung, Erziehung und Betreuung unter der Prämisse der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf führt dazu, dass berufstä-
tige Eltern mit Beginn der Grundschulzeit erleben, dass der 
Übergang vom (Kinder- und Jugendhilfe-)System der Kinder-
tagesbetreuung ins Schulsystem mit erhöhtem Organisations-
aufwand verbunden und nicht immer ein reibungsloser Über-
gang gewährleistet ist: Ist die zuständige Grundschule keine 
Ganztagsschule, muss ein Hort gefunden werden, dessen 
Angebot zeitlich und räumlich passt und der freie Plätze hat. 
Hat das Kind einen individuellen Förderbedarf, wird dieser 
nicht automatisch sowohl in Schule als auch im Hort anerkannt, 
er muss neu und für jede Institution separat beantragt werden. 
Auch der Übergang in eine Ganztagsgrundschule ist nicht 
automatisch problemlos, denn die verschiedenen Formen 
(gebunden, teilgebunden, offen) bieten unterschiedliche Grade 
an Verbindlichkeit. Ganztägige Betreuung, die den Erforder-
nissen einer regulären Beschäftigung der Eltern entspricht, 
ist damit in der Regel nicht gewährleistet. Mit dem Übergang 
in die Sekundarstufe I wird das System weiter ausgedünnt, 
verbindliche Betreuungsangebote sind nur noch marginal 
vorhanden, obwohl auch weiterhin Bedarf besteht. Auch wenn 
junge Menschen mit zwölf Jahren und darüber hinaus nicht 
mehr „betreut“ werden wollen, haben sie doch weiterhin 
Bedarf an informeller und nonformaler Bildung und Begleitung, 

die über den Unterricht hinausgeht. Ebenso benötigen sie 
Freizeitangebote im sozialen Nahraum und begleitende 
Unterstützung in belastenden Lebens- und Übergangssituati-
onen, die ihnen das Schulsystem allein nicht bietet.

Nach § 11 SGB VIII (ABS.1) sind „(…) jungen Menschen die 
zur Förderung der Entwicklung erforderlichen Angebote der 
Jugendarbeit zur Verfügung zu stellen“. Im § 13 SGB VIII 
(Abs. 1) wird spezifiziert: „Jungen Menschen, die zum Aus-
gleich sozialer Benachteiligungen oder zur Überwindung indi-
vidueller Beeinträchtigungen in erhöhtem Maße auf Unter-
stützung angewiesen sind, sollen im Rahmen der Jugendhilfe 
sozialpädagogische Hilfen angeboten werden, die ihre schuli-
sche und berufliche Ausbildung, Eingliederung in die Arbeits-
welt und ihre soziale Integration fördern.“ Jugendarbeit und 
Jugendsozialarbeit sind im Rahmen der infrastrukturellen 
Gewährleistungsverpflichtung als objektive Rechtsverpflich-
tung durch den öffentlichen Träger der Kinder- und Jugend-
hilfe sicherzustellen. Es besteht jedoch kein individueller 
Rechtsanspruch, entsprechende Leistungen sind somit nicht 
individuell einklagbar. Der Leistungsverpflichtete muss im 
Rahmen seiner Gesamtverantwortung gemäß § 79 SGB VIII 
das Vorhalten von Einrichtungen und Diensten am festgestell-
ten Bedarf ausrichten und von den insgesamt bereitgestell-
ten Mitteln für die Jugendhilfe einen angemessenen Anteil für 
diese Angebote verwenden (§ 79 Abs. 2 Satz 2). Damit sind 
die Kommunen verpflichtet, Angebote zu gewährleisten. Die 
Prämisse der Ausrichtung am festgestellten Bedarf impliziert 
jedoch Freiheit in deren Ausgestaltung im Rahmen der kom-
munalen Selbstverwaltung.3 Im Rahmen der kommunalen 
Haushaltsplanung werden diese Angebote der Kinder- und 
Jugendhilfe für junge Menschen im schulpflichtigen Alter 
vermehrt als nachrangig eingestuft.4 

2.2.	Ausgangssituation im System der 
Schule

Aufgrund der Länderhoheit für die Ausgestaltung des Schul-
systems gibt es in Deutschland nicht „die Ganztagsschule“, 
sondern eine Vielfalt unterschiedlicher Schulmodelle, die 
kaum zu typisieren sind. Die Kultusministerkonferenz (KMK) 
hat in ihrer Sitzung vom 2. Januar 2004 den Begriff der 

3   Ausnahme: Bereitstellung zweckgebundener Mittel durch Bund und/
oder Länder

4   KOMDAT Januar 2014: Steigerung der Ausgaben für die Kinder- und 
Jugendhilfe insgesamt von 2011 auf 2012 um 5,6 Prozent, Anteil der Auf-
wendungen für die Kinder- und Jugendarbeit mit 5 Prozent der Gesamt-
ausgaben auf dem niedrigsten Stand seit Inkrafttreten des SGB VIII
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Ganztagsschule definiert, nachdem deren gesellschaftliche 
Bedeutung insbesondere durch die Ergebnisse der OECD-
Studie PISA und die daran anschließende Diskussion über 
die besten Rahmenbedingungen für schulisches Lernen 
deutlich angestiegen war. Der Ausbau von Ganztagsschulen 
wurde durch ein Förderprogramm des Bundes angestoßen 
und in den Ländern in unterschiedlicher Ausgestaltung 
umgesetzt. Die KMK definiert drei Formen als Ganztags-
schule: die offene, die teilgebundene und die gebundene 
Ganztagsschule. Basierend auf dieser Definition gab es 2012 
bundesweit 71,5 Prozent offene, 16 Prozent teilgebundene 
und 12,5 Prozent gebundene Ganztagsschulmodelle. Die 
weitgehende Offenheit der Ganztagsschuldefinition durch 
die KMK hat dazu geführt, dass die Länder eigene Modelle 
zur Systematisierung der Schulformen entworfen haben. 
Lediglich sieben Bundesländer unterscheiden nach KMK-
Systematik. Daneben gibt es die Sortierung nach Verbind-
lichkeit (geringer bis hoher Verpflichtungsgrad), nach Träger-
schaft (Schule – Trägermodell für den Ganztag – Kooperation 
Schule und Hort), nach Orten (Ort Schule – Kooperation mit 
externen Einrichtungen) und nach Zeitstrukturen (additiv – 
rhythmisiert). In einem Graubereich bewegen sich weitere 
pädagogische Betreuungsformen wie zum Beispiel die Mit-
tagsbetreuung. Rauschenbach und andere haben auf Basis 
dieser Daten 2012 vier Ganztagsschulcluster identifiziert und 
nach Häufigkeit aufgeschlüsselt:

�� „herkömmliche Schule“ (33 %): keine inhaltliche Ver
änderung

�� „rhythmisierte Schule“ (25 %): Verändertes Lernen durch 
über den Tag verteilte Lern- und Ruhephasen, Kooperation 
und individuelle Förderung

�� „kooperative Angebotsschule“ (25 %): Kooperation, indivi-
duelle Förderung und Angebote intensiv für Schüler und 
Schülerinnen mit besonderen Bedarfen

�� „Angebotsschule“ (16 %): breites Angebotsspektrum und 
zeitliche Flexibilisierung

Aufgrund dieser Heterogenität gestaltet sich sowohl die 
schulübergreifende Verständigung als auch die Qualitäts
diskussion schwierig, ebenso die Forschung.5 

5   Die Informationen und Daten in diesem Abschnitt basieren auf Aus-
führungen von Prof. Dr. Ivo Züchner zur StEG-Studie im Rahmen einer 
Fachtagung der Diakonie Deutschland am 8. September 2014 in Berlin.

Definition Ganztagsschulen der KMK: 

Die voll gebundene Form:  
Alle Schüler und Schülerinnen sind verpflichtet, an min-
destens drei Wochentagen für jeweils mindestens sieben 
Zeitstunden an den ganztägigen Angeboten teilzunehmen.

Die teilweise gebundene Form:  
Ein Teil der Schüler und Schülerinnen (einzelne Klassen 
oder Klassenstufen) verpflichtet sich, an mindestens drei 
Wochentagen für jeweils mindestens sieben Zeitstunden 
an den ganztägigen Angeboten teilzunehmen. 

Die offene Form:  
Einzelne Schüler und Schülerinnen können auf Wunsch an 
mindestens drei Wochentagen im Umfang von täglich min-
destens sieben Zeitstunden an den ganztägigen Angebo-
ten teilnehmen.

Ein weiterer Faktor, der die aktuelle Schulentwicklung massiv 
beeinflusst, ist die völkerrechtlich vereinbarte Verpflichtung 
zur Schaffung eines inklusiven Bildungssystems in Deutsch-
land. Das Recht auf Bildung ist als ein alle Bildungsbereiche 
umfassendes Recht in Art. 24 der UN-Behindertenrechtskon-
vention verankert. Im Unterschied zu anderen Konventionen 
beschränkt sich die UN-BRK nicht auf die Institution Schule, 
sie definiert ein inklusives Bildungssystem „(…) auf allen Ebe-
nen und lebenslanges Lernen mit dem Ziel, die menschlichen 
Möglichkeiten sowie das Bewusstsein von Würde und Selbst-
wertgefühl des Menschen voll zur Entfaltung zu bringen und 
die Achtung vor den Menschenrechten, den Grundfreiheiten 
und der menschlichen Vielfalt zu stärken; (…)“. Um diesem 
Anspruch gerecht zu werden, verpflichten sich die Vertrags-
staaten sicherzustellen, dass „angemessene Vorkehrungen 
für die Bedürfnisse des Einzelnen getroffen werden.“ 

Um das Recht auf inklusive Bildung umsetzen zu können, 
muss also der Zugang zum Bildungssystem für alle ermög-
licht werden. Gleichzeitig müssen die individuellen Bedürf-
nisse berücksichtigt und dementsprechend Fördermaßnah-
men und Hilfsmittel gewährt werden. Während individuelle 
Maßnahmen und Hilfsmittel über Eingliederungshilfe und 
Krankenkassen gewährt werden, ist der Zugang zum System 
Schule in den Schulgesetzen der Länder zu regeln, was wei-
testgehend bereits erfolgt ist. Als problematisch erweisen 
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sich fehlende und/oder unzureichende Durchführungsbestim-
mungen für die Umsetzung vor Ort. Das liegt daran, dass die 
Auflösung des Förderschulsystems nicht überall mit einer 
Ausstattung des Regelschulsystems einhergeht, die den 
neuen Anforderungen des erweiterten Aufgabenspektrums 
entsprechen.

2.3.	Begriffsbestimmungen

Schon dieser kurze Überblick über die aktuelle Situation in 
den Systemen Kinder- und Jugendhilfe und Schule macht 
deutlich, wie heterogen die Ausgangslage ist. Gleichzeitig 
haben Kinder- und Jugendhilfe und Schule gemeinsam den 
Auftrag, durch ihre Bildungs- und Erziehungsarbeit Möglich-
keiten zur Gestaltung eines sinnvollen und erfüllten Lebens 
junger Menschen zu eröffnen. Schule hat dabei einen weitge-
hend formalen Bildungsauftrag zu erfüllen. Diakonische Kin-
der- und Jugendhilfe will und muss im Rahmen ihres spezifi-
schen – christlich geprägten – Bildungsauftrages die ihrem 
Handeln zugrunde liegenden Werte und methodischen 
Zugänge im Interesse der Kinder und Jugendlichen im Schul-
system verankern. Im Folgenden werden deshalb die für 
diese Positionierung notwendigen Schlüsselbegriffe, die im 
Schulsystem etabliert sind, aus Sicht diakonischer Kinder- 
und Jugendhilfe definiert. 

2.3.1.	 Verlässlicher Ganztag

Im Kontext der Ganztagsschulentwicklung hat sich der 
Begriff des „Verlässlichen Ganztags“ etabliert. Mit Verweis 
auf die Heterogenität der Ganztagsschulformen im föderalen 
System verbindet dieser Begriff die von der Kultusminister-
Konferenz verabschiedete Definition der gebundenen und 
teilweise gebundenen Ganztagsschule mit einer Verbindlich-
keit, die sich an den Bedarfen der jungen Menschen und 
ihrer Eltern orientiert. Verlässlicher Ganztag meint hier eine 
kooperative Gestaltung der ganztägigen und ganzheitlichen 

Bildung und Erziehung von schulpflichtigen jungen Menschen 
in gemeinsamer Verantwortung von Kinder- und Jugendhilfe 
und Schule.

2.3.2.	Bildung

Das diesen Ausführungen zugrunde liegende Bildungsver-
ständnis ist ein diakonisches, das der Bedeutung von Bil-
dung im 21. Jahrhundert gerecht werden will. Das entspricht 
der hohen Relevanz von Befähigungs- und Bildungsgerech-
tigkeit, für die Diakonie grundsätzlich eintritt. Bildung als not-
wendige Form der Auseinandersetzung mit der Welt und der 
Aneignung von Fähigkeiten, sich in ihr zu behaupten, ist der 
gedankliche Rahmen für die Lebenswelt sich bildender Men-
schen in der Gesellschaft.6 In diesem Sinne meint Bildung 
„einen von Anfang an dem Menschen innewohnenden Pro-
zess, der auf ein Gegenüber angewiesen ist.“7 Im Kontext 
institutionellen Bildungshandelns in Kindheit und Jugend 
umfasst dieser Prozess die kooperative Gestaltung der Bil-
dungssettings von frühkindlicher Bildung über schulische bis 
zur außerschulischen Jugend- und Familienbildung und 
berücksichtigt außerdem die Bildungsanteile erzieherischer 
Hilfen. Der hier fokussierte Bildungsbegriff beinhaltet formale, 
nonformale und informelle Aspekte und orientiert sich am 
Leitbild einer inklusiven Gesellschaft.

2.3.3.		Erziehung

Laut Art. 6 Grundgesetz ist die Erziehung ihrer Kinder zuerst 
Recht und Pflicht der Eltern. Die Kinder- und Jugendhilfe hat, 
ebenso wie die Schule, einen ergänzenden Erziehungsauftrag, 
der sich auf den gesetzlichen Auftrag der jeweiligen Institu-
tion bezieht. Das Erziehungsverständnis diakonischer Kinder- 
und Jugendhilfe orientiert sich an ihrem Bildungsbegriff und 
an den jeweiligen Bedarfen von Kindern und Jugendlichen 
sowie deren Eltern. Ziele sind die Entwicklung der Persönlich-
keit, der Selbst- und Sozialkompetenzen, der Fähigkeiten, 
Talente und Fertigkeiten der Kinder und Jugendlichen.

6   Vgl. BMFSFJ: 12. Kinder- und Jugendbericht, S. 85

7   Zitat „Diakonie und Bildung“, Diakonie Texte 11/2010, S. 9
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3.	 Die Rolle der Kinder- und Jugendhilfe im 
verlässlichen Ganztag

Zentrales Anliegen der Kinder- und Jugendhilfe ist es, Heran-
wachsende in ihrer Entwicklung umfassend zu fördern und 
ihnen bei der Stärkung ihrer Eigenverantwortlichkeit und 
Selbstständigkeit zu helfen. Einrichtungen und Dienste in Träger-
schaft von Kirche und Diakonie unterstützen und ergänzen 
die Erziehung in der Familie mit präventiven Angeboten und 
individuellen Hilfen. Mit der Einführung des SGB VIII wurde 
ein neues Verständnis von Kinder- und Jugendhilfe rechtlich 
fixiert: Die vormals vorherrschende Idee der Fürsorgeleistung 
für Hilfsbedürftige wurde ersetzt durch das Angebot einer 
präventiv angelegten, von den Hilfesuchenden gewünschten 
und mitgestalteten sozialen Dienstleistung. Grundlagen sind, 
angelehnt an die normativen Vorgaben der UN-Kinderrechts-
konvention, die Ausrichtung allen staatlichen Handelns am 
Wohlergehen des jungen Menschen und die Anerkennung 
und Förderung seiner Partizipationsrechte. Vor diesem Hinter-
grund ist die Kinder- und Jugendhilfe im Kontext des verläss-
lichen Ganztags eine unverzichtbare Partnerin für die Schule. 
Zentral für die Umsetzung eines qualitativ hochwertigen 
Angebotes umfassender und ganzheitlicher Bildung, Erzie-
hung, Betreuung und Förderung für alle Schüler und Schüle-
rinnen ist die intensive Zusammenarbeit beider Akteure.

Kinder- und Jugendhilfe ist zentraler Bestandteil 
des verlässlichen Ganztags. Sie leistet im Interesse 
der Kinder und Jugendlichen einen unverzichtbaren 
Beitrag im Bildungssystem. 

3.1.	 Der Bildungsauftrag der Kinder- und 
Jugendhilfe

Der Bildungsauftrag der Kinder- und Jugendhilfe leitet sich 
aus § 1 SGB VIII ab. Demnach sollen Jugendhilfeleistungen 
zur Verhinderung und zum Abbau von Benachteiligungen, zur 
Unterstützung von Eltern in ihrer Erziehungsverantwortung 

und zu Schaffung und Entwicklung positiver Lebensbedin-
gungen eingesetzt werden. Ziele sind die Verwirklichung 
sozialer Gerechtigkeit und Sicherheit sowie die Sicherung 
eines menschenwürdigen Daseins. Die notwendigen Leistun-
gen sollen Hilfe zur Selbsthilfe leisten, also befähigen im 
Sinne von Empowerment. Außerdem sollen sie rechtzeitig 
bereitgestellt werden, was ausdrücklich präventive Maßnah-
men einschließt. Mit § 8 SGB VIII sind die Beteiligungsrechte 
der jungen Menschen an allen sie betreffenden Entscheidun-
gen definiert, in § 9 die Berücksichtigung der kindlichen Ent-
wicklung sowie der unterschiedlichen Lebenslagen junger 
Menschen. Eine inhaltliche Präzisierung erhält dieser umfas-
sende Bildungsauftrag in den konkreten Leistungsangeboten 
(§§ 11 ff SGB VIII): Kinder- und Jugendhilfe trägt aktiv zur 
Kompetenzentwicklung bei, insbesondere in der frühkindli-
chen Erziehung, Bildung und Betreuung, in der Jugendarbeit 
und in der Jugendsozialarbeit. Im Rahmen der Erzieherischen 
Hilfen schafft sie Voraussetzungen für gelingende Bildungs-
prozesse und fördert die elterliche Erziehungskompetenz.8

Die Kooperation von Kinder- und Jugendhilfe und Schule 
ermöglicht die (Weiter-)Entwicklung eines gemeinsamen 
Bildungskonzeptes, das den Bedarfen von Kindern und Jugend-
lichen im Kontext ihrer Persönlichkeitsentwicklung gerecht 
wird. Der ganzheitliche Bildungsauftrag der Kinder- und Jugend-
hilfe impliziert eine stärkere Rückbindung an die Lebenswelten 
von Kindern und ihren Familien und ermöglicht es dem Sys-
tem Schule damit, sich mit einer lebensweltorientierten Schul-
entwicklung der Pluralität der Lebenslagen junger Menschen 
anzunähern. „Schule braucht, um sensibel für Prozesse von 
Inklusion und Exklusion, für Probleme des Aufwachsens von 
Kindern und Jugendlichen und für soziale Benachteiligungen 
zu werden, Jugendhilfe als kompetenten und kritischen Part-
ner, der auch eine advokatorische Funktion für Kinder und 
Jugendliche in der Schule übernehmen kann.“9

8   Vgl. BMFSFJ: 11. Kinder- und Jugendbericht, S. 159

9   Zitat Wolfgang Mack: Neue Perspektiven für das Zusammenspiel von 
Schule und Jugendhilfe. In: Die Deutsche Schule, 98. Jg. 2006 S. 172
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3.2.	Kinder- und Jugendhilfe als 
Mitgestalterin des Schulsystems

Kinder- und Jugendhilfeträger übernehmen – in Abhängigkeit 
von Trägerprofil, kommunalem Gestaltungswillen und landes-
gesetzlichen Möglichkeiten – unterschiedliche Aufgaben in 
der Ausgestaltung des schulischen Bildungssystems. Grund-
lage für Leistungsvereinbarungen (Leistungen, die durch 
pädagogische Fachkräfte umgesetzt werden sollen) der 
Träger im Zusammenhang mit Schule sind Schulgesetze 
sowie Bestimmungen der Länder zum Ganztagsschulbetrieb 
und konkrete Vereinbarungen zwischen Schule und Jugend-
hilfe. Die Ansprüche des schulischen Bildungssystems an die 
Kinder- und Jugendhilfe richten sich nach dem jeweiligen 
Bedarf der Schule sowie ihrem Verständnis davon, wie Inter-
aktion mit den Akteuren der Kinder- und Jugendhilfe ausge-
staltet werden sollte. So gibt es unterschiedliche Vorstellungen 
von Kooperation (im Rahmen partnerschaftlicher Zusammen-
arbeit) oder von Dienstleistung (Jugendhilfe als Auftragneh-
merin). Dieser Positionierung liegt ein Bildungs- und Erzie-
hungsverständnis der Kinder- und Jugendhilfe zugrunde, das 
deren Rolle im verlässlichen Ganztag als partnerschaftliche 
Kooperation auf der Grundlage eines gemeinsam entwickelten 
Bildungsverständnisses sieht. Basis einer solchen Kooperation 
ist Klarheit über die eigenen und die gemeinsamen Zuständig-
keiten und Verantwortlichkeiten. „Eine bewusste Gestaltung 
der Kooperation im Rahmen eines abgestimmten Gesamt-
konzeptes ist zentral, da professionelle Grundsätze, pädago-
gische Konzepte, Inhalte und Methoden nicht isoliert vonein-
ander stehen können – sie sind mindestens organisatorisch 
miteinander verbunden.“10 Auftrag der Kinder- und Jugendhilfe 
ist es hierbei, ihre Eigenständigkeit zu wahren und im Interesse 
der Kinder und Jugendlichen ihr Leistungsangebot umzusetzen. 

Beispiele für Leistungsangebote der Kinder- und 
Jugendhilfe in Schulen

�� Gewährleistung einer zuverlässigen ganztägigen und 
ganzjährigen Betreuung (durch Organisation oder 
Gestaltung)

�� Bildung und Betreuung von jungen Menschen mit 
besonders herausforderndem Verhalten 

�� Begleitung individuell beeinträchtigter junger Menschen 

�� Förderung der Integration junger Menschen mit Flucht
erfahrungen

10   Zitat Helle Becker: Es könnte alles so schön sein. Qualitätsmana
gement als Motor für die Ganztagsschule, in: APuZ 18-19/2015, S. 13

�� Angebote der Menschenrechtsbildung und Demokratie-
erziehung

�� Unterrichtsergänzende Angebote und Projekte in vielfäl-
tiger Form, insbesondere zum sozialen Lernen und zur 
Umsetzung von Partizipation

�� Unterstützung und Begleitung bei Übergängen Kita – 
Grundschule, Grundschule – weiterführende Schule, 
Schule – Beruf

�� Unterstützung und Begleitung in belastenden Situatio-
nen, z.B. Trennung/Scheidung der Eltern, Todesfälle in 
der Familie 

Reinhard Wiesner beschreibt in seinem Kommentar zum 
SGB VIII „Jugendhilfe als Querschnittsaufgabe“: „Der umfas-
sende Auftrag zur Förderung der Entwicklung junger Menschen 
kann alleine mit den rechtlichen Befugnissen und fachlichen 
Methoden der KJHilfe nicht wahrgenommen werden. Wenn 
sie jedoch an der komplexen Lebenslage junger Menschen 
ansetzen will, so bedarf es einer ganzheitlichen Betrachtungs-
weise, die auch die Möglichkeiten und Grenzen, gegebenen-
falls auch die Negativeffekte anderer staatlicher Maßnahmen 
im Auge behält. Jugendhilfe als Querschnittsaufgabe kann 
deshalb nur im Zusammenwirken mit anderen öffentlichen 
Stellen und Einrichtungen verwirklicht werden. Auf diese 
Weise überwindet sie auch die formalen Zuständigkeitsgren-
zen des gegliederten Soziallleistungssystems. In den letzten 
Jahren ist die Kooperation von KJHilfe und Schule (kommu-
nale Bildungslandschaften), (…) in den Mittelpunkt gerückt.“11 

Im Interesse von Kindern und Jugendlichen müssen die Res-
sourcen und Möglichkeiten von Kinder- und Jugendhilfe und 
Schule vernetzt und konzentriert eingesetzt werden mit dem 
Ziel, gemeinsam eine zukunftsfähige Gesellschaft zu gestalten. 
„Statt an ideologischen Vorbehalten festzuhalten, ist es notwen-
dig wahrzunehmen, wie sich die unterschiedlichen Strukturen 
und Ansätze in der gemeinsamen Aufgabe ergänzen können.“12 
Verbindlich wird Kooperation auf der Grundlage eines gemein-
sam ausgehandelten Vertrages, in dem Verantwortlichkeiten, 
Rechte und Pflichten der beteiligten Akteure sowie die not-
wendigen Rahmenbedingungen rechtssicher fixiert werden. 

Das Zusammenwirken der Kinder- und Jugendhilfe 
und der Schule folgt dem Grundsatz einer Verant-
wortungsgemeinschaft. Hierzu bedarf es der Auf-

11   Wiesner, Reinhard: SGB VIII – Kinder- und Jugendhilfe. Kommentar, 
Verlag C.H. Beck 2011, , S. 1135
12   Zitat Kooperation Kinder- und Jugendhilfe und Schule, Diakonie 
Texte 02.2006, S. 9
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tragsklärung und der eindeutigen Zuordnung von 
Verantwortlichkeiten. Die Gestaltung des verläss
lichen Ganztags ist deshalb grundsätzlich vertrag-
lich zu regeln. 

3.2.1.	 Umsetzungsansätze für einen Rechts
anspruch im SGB VIII

Wenn die Kinder- und Jugendhilfe, wie oben beschrieben, 
zentraler Bestandteil des verlässlichen Ganztags ist und als 
solcher im Interesse der Kinder und Jugendlichen einen unver
zichtbaren Beitrag im Bildungssystem leistet, bedarf es einer 
rechtlichen Absicherung der mit diesem Auftrag verbundenen 
Leistungen im SGB VIII oder in den länderspezifischen Schul-
gesetzen, die die kooperative Gestaltung des Verlässlichen 
Ganztags beinhaltet. Hauptkriterium für die Umsetzung des 
Verlässlichen Ganztags ist das Kindeswohl, dessen Gewähr-
leistung durch Schule und Kinder- und Jugendhilfe flankiert 
wird. Im Rahmen einer erweiterten Schulpflicht würden Eltern-
rechte unzulässig eingeschränkt und allein damit die Prämisse 
des Kindeswohls unterlaufen. Um die Berücksichtigung der 
Bedarfe junger Menschen ebenso zu verankern wie die Ent-
scheidungsrechte der Eltern, muss die Formulierung eines 
Rechtsanspruches auf einen Verlässlichen Ganztag die Betei-
ligung der Kinder- und Jugendhilfe ebenso gewährleisten wie 
die Verantwortungsgemeinschaft beider Akteure zur Umset-
zung dieses Rechtsanspruches. Damit wäre sowohl die Schul- 
als auch die Sozialgesetzgebung von möglichen Änderungen 
betroffen. Zu hinterfragen ist im Kontext dieser Ausführun-
gen, ob die bereits geregelten Leistungsverpflichtungen im 
SGB VIII sowie in einigen länderspezifischen Schulgesetz
gebungen diesem Anspruch gerecht werden oder ob ein indi-
vidueller Rechtsanspruch auf ganztägige Bildung und Erzie-
hung neu zu formulieren ist. 

Unter der Prämisse der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
ist zu klären, ob die bestehenden Rechtsansprüche auf Kinder-
tagesbetreuung auf junge Menschen im schulpflichtigen Alter 
auszuweiten sind. Wie in 2.1. bereits ausgeführt, ist die Ganz-
tagsbetreuung für verschiedene Altersgruppen unterschied-
lich geregelt, neben dem objektiven (individuellen) Rechts-
anspruch gibt es auch objektive Rechtsverpflichtungen zur 
Vorhaltung eines bedarfsgerechten Angebotes, zu denen 
auch die Hortbetreuung zählt. Unter Berücksichtigung der 
Tatsache, dass die aktuell geltenden individuellen Rechts-
ansprüche auf Kindertagesbetreuung sich innerhalb weniger 
Jahre infolge politischer Entscheidungen (und massiven 
Drucks aus der Wirtschaft) aus objektiven Rechtsverpflich-
tungen „weiterentwickelt“ haben, wäre eine Neuregelung in 
Anlehnung an die bereits geltenden Rechtsansprüche in § 24 

Abs. 4 SGB VIII formal möglich. Die Umsetzung eines solchen 
Rechtsanspruches im Verlässlichen Ganztag bedeutet die 
Einrichtung einer Tageseinrichtung in räumlicher Nähe zur 
Schule – beide mit eigenständigen, überwiegend nicht auf-
einander abgestimmten Bildungsprogrammen und Förder-
aufträgen. Der Blick auf die Ganztagsschulentwicklung in 
Hamburg und Nordrhein-Westfalen zeigt, dass eine Weiter-
entwicklung bestehender Hortangebote mit dem Ziel der 
Verortung im schulischen Ganztag möglich ist. Gleichzeitig 
lässt sich feststellen, dass der Hort dort ein Angebot der Kinder- 
und Jugendhilfe neben anderen ist und jede Schule entspre-
chend ihres Ganztagskonzeptes Kooperationen mit Trägern 
der Kinder- und Jugendhilfe (und anderen Anbietern) ein-
geht. Will die Kinder- und Jugendhilfe ihrem oben beschrie-
benen Bildungsauftrag möglichst umfassend gerecht werden, 
kann sie sich also nicht auf das Angebot der Tagesbetreuung 
beschränken. Es ist zu hinterfragen, ob das SGB VIII über-
haupt alleine einen neu zu formulierenden Rechtsanspruch 
definieren kann, der alle Aspekte ganzheitlicher Bildung und 
Erziehung für Kinder im schulpflichtigen Alter einbezieht, 
ohne gleichzeitig auch erforderliche Änderungen im Schul
gesetz mit zu berücksichtigen. Träger der Kinder- und Jugend-
hilfe können, so die aktuelle Situation, mit unterschiedlichen 
Angeboten im schulischen Ganztag tätig werden. Sie arbeiten 
nach einem fachlichen Konzept, sie halten sich an ein Fach-
kraftgebot und bringen so ihre Werte und Methoden in den 
schulischen Alltag ein. Sie werden den Bedarfen junger 
Menschen und ihrer Familien mit der notwendigen Flexibilität 
gerecht, weil sie ihre Angebote lebensweltorientiert (weiter)
entwickeln. All das ist auf der Basis des bestehenden Jugend-
hilferechts möglich, erfolgt aber aufgrund der föderalen 
Strukturen, der unterschiedlichen Leistungsfähigkeit der 
(leistungsverpflichteten) Kommunen und nicht zuletzt der 
Durchsetzungsfähigkeit der Träger der Kinder- und Jugend-
hilfe mit großen regionalen Unterschieden, was Ausgestal-
tung und Finanzierung der Angebote betrifft. 

3.2.2.	Geeignete Rahmenbedingungen als 
Grundlage für gelingende Kooperation 
von Jugendhilfe und Schule im verläss
lichen Ganztag

Um Profil und Werte der diakonischen Kinder- und Jugend-
hilfe im Schulsystem zu wahren und im Interesse der jungen 
Menschen im Verlässlichen Ganztag zu verankern, bedarf es 
gesicherter Rahmenbedingungen. Dazu gehört neben der 
angemessenen personellen, räumlichen und materiellen Aus-
stattung die verbindliche Einbindung der pädagogischen 
Fachkräfte in schulische Strukturen mit Beratungs- und 
Beteiligungsrechten. Die vertragliche Absicherung getroffener 
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Vereinbarungen ist unabdingbar für erfolgreiches Zusammen-
wirken der unterschiedlichen Akteure. Landesrahmenverträge 
zwischen den beteiligten Akteuren über die Leistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe im Kontext des verlässlichen Ganz-
tags bieten eine solide Grundlage für dessen Umsetzung. 

Folgende Aspekte sind bei der Vertragsgestaltung zwingend 
zu berücksichtigen:

Regelungen zur Personalqualifikation 
�� Ein fachlich qualifiziertes Verlässliches Ganztagsangebot 

ist gekennzeichnet durch multiprofessionelle Teams aus 
Schule und Jugendhilfe. Lehrkräfte und ausgebildete päd-
agogische Fachkräfte (Erzieher und Erzieherinnen, Sozial-
pädagogen und Sozialpädagoginnen und Personen mit 
vergleichbarer Qualifikation) arbeiten hier gleichberechtigt 
zusammen. Ein Fachkräftegebot sowie ein verbindlich 
festgelegter Personalschlüssel sind erforderlich. Ergän-
zend können auch weitere pädagogische und nicht-päda-
gogische Kräfte (wie Kinderpfleger und Kinderpflegerinnen, 
Studierende von Lehramtsstudiengängen und Studien-
gängen der Sozialen Arbeit, Quereinsteiger und Querein-
steigerinnen) im Ganztag tätig sein. Diese sollten durch 
geeignete Fort- und Weiterbildungsangebote auf ihre 
Arbeit im Verlässlichen Ganztag vorbereitet und (weiter)
qualifiziert werden. Ehrenamtliche sollten in Ganztags-
schulen sparsam und nur als zusätzliche personelle Ergän-
zung eingesetzt werden.

Regelungen zur Inklusion
�� Um allen Kindern gleichberechtigte Teilhabe zu ermöglichen, 

sind gegebenenfalls zusätzlich erforderliche sächliche 
und/oder personelle Ressourcen ganztägig und in den 
Ferien zu gewährleisten. 

�� Im Rahmen der Dienstzeit müssen sowohl für Lehrkräfte 
als auch für pädagogisches Personal gemeinsame Zeiten 
für Vor- und Nachbereitung, Teambesprechungen sowie 
Fort- und Weiterbildung eingeplant werden.

Regelungen zur Bildung und Betreuung
�� Schule und Kinder- und Jugendhilfe müssen ein verbind

liches gemeinsames Leitbild und ein aufeinander abge-
stimmtes inklusives Gesamtkonzept „Verlässlicher Ganz-
tag“ entwickeln. Dazu gehören unter anderem die verbind-
liche Umsetzung der Lehrerstellenanteile, Mitarbeit in 
Gremien, gemeinsame Fort- und Weiterbildung. Eine 
Anbindung von Schulsozialarbeitern und Schulsozialarbei-
terinnenn in das Gesamtsystem Verlässlicher Ganztag 
kann die Zusammenarbeit sinnvoll unterstützen. Der Ver-

lässliche Ganztag ist ein wesentlicher Bestandteil des 
Sozialraums. Angebote der Kinder- und Jugendarbeit, der 
Jugendsozialarbeit, der Kultur, der Musik, des Sports und 
so weiter müssen im Sinne von Vielfalt und Trägerpluralität 
mit einbezogen werden.

�� Verlässlicher Ganztag, der durch die partnerschaftliche 
Zusammenarbeit von Schule und Kinder- und Jugendhilfe 
gekennzeichnet ist, sollte im Rahmen der kommunalen 
Pflichtaufgaben jedoch zwingend in die (gemeinsame) ört-
liche Schulentwicklungs- sowie Jugendhilfeplanung einge-
bunden sein. Unter dem Aspekt der Inklusion ist ebenso 
die örtliche Sozialentwicklungsplanung einzubeziehen.

Regelungen zu Raumausstattung und Sachmitteln
�� Es bedarf eines gemeinsam entwickelten verbindlichen 

Raumkonzeptes für den Verlässlichen Ganztag, das den 
unterschiedlichen Bedürfnissen junger Menschen nach 
Ruhe, Bewegung und Kreativität entspricht und auch die 
Bedarfe der Mitarbeitenden im Ganztag nach Team- und 
Besprechungsräumen berücksichtigt. Dafür sind alle am 
Standort der Schule zur Verfügung stehenden Räume 
(Klassenräume, Mehrzweckräume, Schulhof, Sporthallen 
und andere) ganztägig einzubeziehen sowie weitere Mög-
lichkeiten im sozialen Nahraum (zum Beispiel Räume in 
Gemeindehäusern, Jugendfreizeitstätten und so weiter) zu 
berücksichtigen. Lehrkräften und pädagogischen Fach-
kräften sollten Büroräume für Verwaltungstätigkeiten für 
Vor- und Nachbereitung, gemeinsame Dienstbesprechun-
gen, Elterngespräche zur Verfügung stehen. 

�� Auch der weitere Ausbau von Mensen ist für die qualitative 
Weiterentwicklung erforderlich. Im Zuge der Inklusion 
bedarf es einer Überprüfung der vorhandenen Räumlich-
keiten auf Barrierefreiheit und Therapiemöglichkeiten. 

�� Die sächliche Ausstattung sollte sich am jeweiligen Gesamt-
konzept orientieren. Schule und Träger der Kinder- und 
Jugendhilfe sollten gemeinsam entscheiden, welche 
Anschaffungen den Bedarfen und Bedürfnissen der Schüler
innen und Schüler sowie aller im Ganztag tätigen Mitarbei-
tenden gerecht werden. 

Regelungen zur Ernährung und Gesundheitsvorsorge
�� Für alle Kinder sollte, unabhängig vom Einkommen ihrer 

Familien, ein gesundes Mittagessen zur Verfügung 
gestellt werden. Begleitung und Organisation sowie die 
Umsetzung der Beteiligungsrechte der Kinder und 
Jugendlichen an der Gestaltung der Mahlzeiten sind ver-
bindlich zu regeln. 

14  Diakonie Texte 03.2016  Die Rolle der Kinder- und Jugendhilfe im verlässlichen Ganztag



Die Rolle der Kinder- und Jugendhilfe im verlässlichen Ganztag  Diakonie Texte 03.2016  15

Regelungen zu Betreuungsumfang und Aufnahme
�� Der Betreuungsumfang in Schul- und Ferienzeiten sowie 

die Aufnahmeformalitäten für Kinder aus anderen und/oder 
weiterführenden Schulen und damit zusammenhängende 
Zuständigkeiten sind verbindlich zu regeln. Die Zuständig-
keit und Regelungen zur Erhebung von Elternbeiträgen 
sind entsprechend der landesrechtlichen Vorgaben zu ver-
einbaren. 

Regelungen zur Qualitätsentwicklung
�� Die qualitative Weiterentwicklung des Verlässlichen Ganz-

tags benötigt Fortbildung und Fachberatung für die Mitar-
beitenden sowie Formen der Evaluation. Umfang und 
Finanzierung dieser Maßnahmen sind verbindlich zu regeln. 

Regelungen zu Entgelten und Abrechnung
�� Um einen Verlässlichen Ganztag zu gewährleisten, bedarf 

es einer auskömmlichen Finanzierung der Verlässlichen 
Ganztagsschulen und der beteiligten Kinder- und Jugend-
hilfe. Mit Blick auf ein qualitativ hochwertiges Ganztagsan-
gebot sind Ausgaben für Fachkraftstellen mit tariflicher 
Bezahlung, Angebote von Kooperationspartnern, Material- 
und Sachkosten, Verwaltungskosten sowie Kosten für 
Hauswirtschaftskräfte abzudecken. Neben einer vom 
Schulträger bereitgestellten Erstausstattung für Räumlich-
keiten – unter Berücksichtigung des Gesamtkonzeptes der 
einzelnen Ganztagsschule – sind in einem festgelegten 
Rahmen Mittel für weitere Investitionen und Renovierung 
beziehungsweise Reparaturen bereitzustellen.
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4.	 Das Spannungsfeld zwischen institutionalisier-
ter Kindheit und Jugend und Elternrecht und 
-pflicht zur Erziehung und Pflege ihrer Kinder

Kindheit und Jugend wird heute in nicht unerheblichem Maß 
institutionalisiert: Von der Kindertageseinrichtung über Ganz-
tagsschule oder Hort bis hin zu einer Vielfalt institutioneller 
Freizeitangebote erleben Kinder immer mehr außerfamiliär 
organisiertes Leben. Im Gegenzug wird Familie als Ort primä-
rer Sozialisation immer mehr zur Organisatorin von Bildungs-
verläufen. Je nach Ausgangslage können diese eher fördernd 
oder auch hemmend wirken. Heranwachsende haben mit 
immer mehr Erwachsenen zu tun, die professionell pädago-
gisch auf sie einwirken (wollen), ihr Alltag wird pädagogisiert. 
Und sie erleben Eltern, die die Erziehungsverantwortung min-
destens punktuell an Institutionen abgeben. Gründe dafür 
sind sowohl die Notwendigkeit, Familie und Beruf vereinbar 
zu machen als auch die Tatsache, dass Eltern zunehmend die 
Notwendigkeit einer hochwertigen Bildung als Grundlage für 
eine positive Lebensperspektive ihrer Kinder anerkennen. In 
Folge dessen sehen sie die Bildungsbegleitung weniger bei 
sich selbst als bei professionellen Fachkräften. Eine Antwort 
auf diese Entwicklung ist, dass die Institution Schule ihre zeit-
lichen Angebote erweitert. Der Mehrwert eines verlässlichen 
Ganztags unter dem Vereinbarkeitsaspekt und die Möglich-
keiten der professionellen Bildungsbegleitung auch im außer-
unterrichtlichen Bereich sind klar erkennbar. Der gesellschaft-
liche Druck, diese Angebote anzunehmen, wächst. Deshalb 
muss gesichert sein, dass Eltern über das Ausmaß der Insti-
tutionalisierung des Alltags ihrer Kinder entscheiden. Dabei 
sind die Mitbestimmungsrechte der Kinder und Jugendlichen 
zu berücksichtigen.

Eltern, denen aufgrund ihrer Herkunft aus anderen Ländern 
spezifische Kenntnisse zum deutschen Elternrecht sowie zu 
den Leistungsangeboten der Kinder- und Jugendhilfe fehlen, 
haben einen Anspruch auf Information und Beratung, um 
sowohl ihr Elternrecht selbstbestimmt wahrnehmen als auch 
die Beteiligungsrechte ihrer Kinder angemessen berücksichti-
gen zu können. 

Pflege und Erziehung ihrer Kinder sind das Recht 
und die Pflicht der Eltern (Art. 6 (2) GG). Sie ent-
scheiden über das Maß der Inanspruchnahme des 
verlässlichen Ganztags. 

4.1.	Bedarfe junger Menschen und 
Möglichkeiten der Kinder- und 
Jugendhilfe

Familie13 ist die erste und wichtigste Sozialisationsinstanz für 
ein Kind. Hier entwickelt es Bindung und lernt, wie soziale 
Interaktion funktioniert, hier werden die Grundlagen für seine 
Beziehungsfähigkeit gelegt. Für die Entwicklung junger Men-
schen zu eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen 
Mitgliedern unserer Gesellschaft ist es jedoch unumgänglich, 
dass sie ihren Aktionsradius über die Familie hinaus erwei-
tern und mit anderen Menschen Kontakte pflegen. Angebote 
für junge Menschen in Verantwortung der Kinder- und Jugend-
hilfe sind darauf ausgerichtet, diese Interaktion zu ermög
lichen, zu fördern und zu begleiten. Der Zugang zu solchen 
Angeboten muss für alle Kinder und Jugendlichen frei von 
Beschränkungen möglich sein. 

Besonderes Augenmerk muss im Blick auf die aktuelle Situa-
tion auf junge Menschen während und nach ihrer Flucht 
gelegt werden. Wie das Bundesjugendkuratorium in seiner 
Stellungnahme im Januar 2016 zu Recht feststellt, „gilt die 
Schulpflicht auch für geflüchtete Kinder, jedoch tritt diese in 
vielen Bundesländern erst mit dem Verlassen der Erstaufnah-
meeinrichtung oder nach einer Mindestaufenthaltsdauer 
ein.“14 Damit besteht die Gefahr, dass ein nicht unerheblicher 
Teil dieser jungen Menschen temporär oder ganz aus dem 
Bildungssystem ausgeschlossen wird. Gleichzeitig ist der 
Bedarf der Betroffenen an individueller Förderung und 

13   Wir definieren Familie unabhängig von biologischer und rechtlicher 
Zuständigkeit als Ort des Zusammenlebens von Kindern mit ihren pri-
mären Bezugspersonen

14   Kinder und Jugendliche auf der Flucht: Junge Menschen mit Ziel, 
BJK Januar 2016, S. 6
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Begleitung, sowohl beim Prozess der Aufnahme in eine Schule 
als auch bei der Integration in die Gesellschaft, sehr hoch: 
Junge Menschen mit Fluchterfahrungen sind oft traumati-
siert, denn sie haben extreme Not, Kriege und Bürgerkriege, 
Vertreibung und Gewalt, die Zerstörung oder den Verlust 
ihres Zuhauses und oft auch ihrer Herkunftsfamilie erlebt. Sie 
müssen sich in einem ihnen fremden Land orientieren, von 
dem sie weder Sprache noch Kultur verstehen. Da sie meist 
bedeutend schneller deutsch sprechen als ihre erwachsenen 
Familienangehörigen, werden sie im Asylverfahren nicht sel-
ten als Sprachmittler eingesetzt. Das führt zu einer nicht 
kindgemäßen Verantwortungsübernahme und kann gleichzei-
tig Re-Traumatisierungen bewirken – nämlich dann, wenn sie 
die Gewalterfahrungen der nächsten Verwandten beim Über-
setzen noch einmal durchleben müssen. Um das Erlebte auf-
zuarbeiten, bedarf es einer als sicher erlebten Umgebung 
ebenso wie des Gefühls, angekommen und angenommen zu 
sein. Familien mit Kindern werden jedoch in Erstaufnahme-
einrichtungen untergebracht, deren Ausstattung selten kind-
gerecht gestaltet ist und die wenig bis keine Rückzugsmög-
lichkeiten bieten. 

Alle Kinder und Jugendlichen haben das Recht auf eine 
gesicherte Grundversorgung, die den Lebensbedingungen in 
diesem Land entspricht. Dazu gehören materielle Aspekte 
ebenso wie der freie Zugang zu Angeboten der Daseinsvor-
sorge. Einrichtungen und Dienste der Kinder- und Jugend-
hilfe haben den Anspruch, familiale Strukturen im Sinne des 
SGB VIII zu ergänzen. Sie bieten geschützte Räume zum 
Erlernen gemeinschaftsfördernder Interaktionsmethoden und 
begleiten junge Menschen in ihrer Entwicklung. Gleichzeitig 
bieten sie Raum für Begegnung und fördern positive Wahr-
nehmung, Akzeptanz und Wertschätzung von Vielfalt. Nicht 
zuletzt ermöglichen und fördern demokratisches Lernen und 
sozialpädagogische Begleitung die Umsetzung der Partizi
pationsrechte junger Menschen.

Die Zufriedenheit der Eltern ist ein wichtiger Einflussfaktor für 
die Entwicklung junger Menschen in ihrer Familie. Nach § 1 
(2) SGB VIII sind Pflege und Erziehung der Kinder natürliches 
Recht der Eltern und gleichzeitig ihre oberste Pflicht, über 
deren Erfüllung die staatliche Gemeinschaft wacht und, wenn 
nötig, Unterstützung anbietet. Eltern sind aber auch Ehegat-
ten/Lebenspartner und -Lebenspartnerinnen, Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen, Geschwister und selbst Kinder ihrer 

Eltern. Um allen Anforderungen gerecht werden zu können, 
brauchen sie Unterstützungsangebote, die es ihnen ermög
lichen, echte Entscheidungen für die Gestaltung des Familien-
alltags zu treffen. Der Staat ist gemäß Art. 18 UN-KRK in der 
Pflicht, institutionelle Betreuungsangebote vorzuhalten. 
Diese Verpflichtung enthält auch Anforderungen an die quali-
tative Ausgestaltung der Angebote (hinsichtlich Zahl und 
Eignung des fachlichen Personals), die Eltern in Form von 
gleichwertigen Alternativen reale Wahlmöglichkeiten ermög
lichen sollen. 

Um sich, im Sinne des diesem Papier zugrunde liegenden 
Bildungsbegriffes, in einem Prozess der Aneignung von Welt 
zu verantwortlich handelnden Persönlichkeiten zu entwickeln, 
brauchen junge Menschen ein Bildungsangebot, das neben 
formalen ebenso nonformale und informelle Aspekte beinhal-
tet und sie sinnvoll miteinander verknüpft. Neben der symbol- 
und sprachgebundenen Seite des formalen Bildungsangebo-
tes (kulturelle Kompetenz) sind die tätige Auseinandersetzung 
mit der gegenständlichen Umwelt (instrumentelle Kompetenz), 
mit den zwischenmenschlichen und gesellschaftlichen Ver-
hältnissen (soziale Kompetenz) und der individuellen Persön-
lichkeitsentwicklung (personale Kompetenz) grundlegende 
Bildungsinhalte.15 Im diesem Kontext haben Schule und Kinder- 
und Jugendhilfe unterschiedliche Bildungsaufträge, die sich 
gegenseitig sinnvoll ergänzen können. Die Bedarfe junger 
Menschen sind demnach im Rahmen der Schulpflicht im rein 
formalen Bildungssystem Schule nicht umfassend zu erfüllen. 

4.2.	Kindheit und Jugend im aktuellen 
Bildungsverständnis

„Bildung ist ein menschliches Grundrecht. Sie ist der Schlüs-
sel zu nachhaltiger inner- und zwischenstaatlicher Entwick-
lung, Frieden und Stabilität und unverzichtbares Mittel für 
eine erfolgreiche Beteiligung an den Gesellschaften und 
Ökonomien des 21. Jahrhunderts (...).“16 

„Bildung dient in ihrer gesellschaftlichen Funktion der Repro-
duktion und dem Fortbestand der Gesellschaft, der Sicherung, 
Weiterentwicklung und Tradierung des kulturellen Erbes, der 
Herstellung und Gewährleitung der gesellschaftlichen und 
intergenerativen Ordnung, der sozialen Integration und der 
Herstellung von Sinn.“17 

15   12. Kinder- und Jugendbericht, 2009, S85

16   Erklärung des Weltbildungsforums Dakar, Senegal, vom 26. – 28. 
April 2000

17   12. Kinder- und Jugendbericht, 2009, S. 31
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Bildung ist notwendig, um einer Erwerbsarbeit nachzugehen, 
die das spätere wirtschaftliche Auskommen und den sozialen 
Status sichert. Diese Aussage bezieht sich auf den formalen 
Bildungsauftrag der Schule und impliziert, dass sich ein gutes 
Aufwachsen festmachen lässt an der ökonomischen Verwert-
barkeit der in Kindheit und Jugend gemachten (Bildungs)-
Erfahrungen für das weitere Leben. Gleichzeitig ist Bildung 
Voraussetzung für die Entwicklung einer Persönlichkeit, die 
gesellschaftliche Werte (aner-)kennt und sozial integriert ist 
Der 14. Kinder- und Jugendbericht fragt nach der Verantwor-
tung von Familie und Staat für das Aufwachsen von Kindern 
und Jugendlichen, ebenso der Verantwortung der Zivilgesell-
schaft und der privat-gewerblichen Akteure und konstatiert: 
„Die Stärkung der öffentlichen Verantwortung geht nicht einher 
mit einem, wie auch immer gearteten, Bedeutungsverlust der 
Familie. Denn „Verantwortung“ ist mehr als die mathematische 
Aufsummierung von geteilten Einzelverantwortlichkeiten.“18 

Die Berufstätigkeit von Eltern führt zu einem erhöhten Betreu-
ungsbedarf von Kindern, der für Kinder im Vorschulalter mit 
dem Ausbau der Kita-Plätzen erfüllt wird. Allein die Bereit-
stellung von Betreuungsplätzen reicht nicht aus, um Bildungs-
gerechtigkeit herzustellen. Auch durch Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik müssen Wege und Möglichkeiten geschaffen 
werden, dass Eltern und Kindern gemeinsame Zeit zur Verfü-
gung steht. Gleichzeitig bestätigen Studien, wie wichtig die 
Beziehung zu den Eltern und dass ein wesentlicher Grund-
stein im Rahmen des Aufwachsens die Familie ist: „Damit 
stellt sich die Frage, wie in einem Mix aus familialer und 
öffentlicher Verantwortung „Bildung von Anfang an“ gewähr-
leistet werden kann – womit auch die Fragen von Kinder-, 
Bildungs-, Sozial- und Familienpolitik näher zusammenrücken 
denn je.“19 

Die Frage nach einer guten Kindheit lässt sich also aus ver-
schiedenen Perspektiven unterschiedlich beantworten. 

Mit Blick auf die wachsende Zahl Minderjähriger mit Flucht
erfahrungen kommt in dieser Zeit eine weitere Perspektive 
hinzu, die zukünftig in der Forschung berücksichtigt werden 
muss. Einige Studien der letzten Jahre haben zunehmend 
auch das Empfinden der Kinder selbst untersucht. Als Fazit 
einer guten Kindheit aus Sicht des Kindes formuliert Christian 
Alt: „Eigene Aktivität, eine gehörige Portion Selbstwirksamkeit 

18   14. Kinder- und Jugendbericht 2013, S. 37

19   14. Kinder- und Jugendbericht 2013, S. 40

sowie die Familie und Gleichaltrigengruppen sind die tragen-
den Säulen für das Glück der Kinder.“20 Damit korrelieren die 
Ergebnisse der Studie „Familienleitbilder in Deutschland“ der 
Adenauerstiftung, die das „Leitbild einer guten Kindheit“ aus 
der Sicht von Eltern definiert. Demnach hat die Entwicklung 
vom „Befehls- zum Verhandlungshaushalt“ eine Kommunika-
tionskultur „auf Augenhöhe“ und damit die Berücksichtigung 
der Bedürfnisse der Kinder ermöglicht. Dem Kind werden sub-
jektive Rechte zugestanden, es soll eine optimale Förderung 
erhalten und nicht zu sehr mit Pflichten belastet werden. Diese 
stärkere Pädagogisierung von elterlicher Erziehungsverant-
wortung mit dem Blick auf die Bedürfnisse von Kindern hat 
demnach auch Auswirkungen auf pädagogische Leitprinzipien 
im institutionalisierten Bildungs- und Betreuungssystem.21

4.3.	Verlässlicher Ganztag und 
Elternrecht

Ein Plädoyer für ganzheitliche Bildung und Erziehung im Ver-
lässlichen Ganztag darf nicht außer Acht lassen, dass es ein 
Spannungsfeld zwischen institutionalisierter Kindheit und 
Jugend und Elternrecht und –pflicht zur Erziehung und Pflege 
ihrer Kinder gibt. Wird der Verlässliche Ganztag definiert als 
eine ganztägige Verschränkung von Unterricht und ergänzen-
den Angeboten, die eine Einheit bilden (gebundene Form), 
kann die ganztägige Teilnahme für alle Schülerinnen und 
Schüler nur verpflichtend gestaltet werden. Bei einem flächen-
deckenden Ausbau des Verlässlichen Ganztags als gebunde-
ner Ganztagsschule würde die Wahlfreiheit von Eltern und 
Kindern zur Gestaltung ihres (gemeinsamen) Familienlebens 
eingeschränkt. Einerseits findet durch die ganztägige Betreu-
ung eine Entlastung statt, gleichzeitig verringert sich aber 
auch die gemeinsame Zeit innerhalb der Familien. Da die 
höchste Zufriedenheit bei den Kindern herrscht, deren Eltern 
mit einer Vollzeit und einer Teilzeitstelle (oder beide Teilzeit) 
berufstätig sind22, kommt es also nicht auf Quantität, sondern 
auf die Qualität der miteinander verbrachten Zeit an. Die 
Möglichkeit, Gleichaltrige zu treffen und eigenen Interessen 
außerhalb der Schule nachzugehen, ist im Rahmen des Ver-
lässlichen Ganztags sicherlich gewährleistet. Ob es die Kon-
takte und Interessen sind, die sich Kinder selbst suchen wür-
den, bleibt offen. Durch die institutionalisierten Angebote im 
Nachmittagsbereich können Angebote außerhalb des Ver-

20   DJI Bulletin 85, Das Wissen über Kinder- eine Bilanz empirischer 
Studien, 1/2009, S. 35

21   Konrad Adenauer Stiftung (Hrsg): Familienleitbilder in Deutschland. 
Paderborn 2014

22   World Vision Kinderstudie 2013
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lässlichen Ganztags weniger besucht werden und/oder müs-
sen in das Freizeitschema der Kinder passen. Die Nutzung 
von außerschulischen Angeboten ist zudem bisher stark vom 
Bildungsniveau der Eltern abhängig. Das pädagogische Per-
sonal im Verlässlichen Ganztag wird mehr Erziehungsverant-
wortung übernehmen (müssen). Eltern stehen einmal mehr 
vor der Herausforderung, sich in einer neuen Situation ihrer 
Erziehungsaufgaben zu vergewissern und sie, bei Bedarf mit 
professioneller Begleitung, verantwortlich wahrzunehmen. 

Die Freiwilligkeit der Teilnahme am Verlässlichen Ganztag 
entsprechend den individuellen Bedarfen von Kindern und 
Familien kann nur dann gewährleistet werden, wenn die 

außerunterrichtlichen Bildungs- und Begleitungsangebote 
das formale Bildungssystem flexibel und bedarfsgerecht rah-
men (offene oder teilgebundene Form). Für die Kooperation 
von Offener Ganztagsschule und Kinder- und Jugendhilfe 
gibt es inzwischen im Bundesgebiet zahlreiche Modelle, die 
eine ganztägige und ganzheitliche Bildung und Erziehung 
von schulpflichtigen Kindern individuell und bedarfsgerecht 
anbieten. Die hohe und freiwillige Teilnahmequote zum Bei-
spiel in Hamburg an der offenen Ganztagsschule in Koopera-
tion mit der Kinder- und Jugendhilfe hat einen Entwicklungs-
prozess befördert, der die Perspektiven von Eltern, Kindern, 
Schule und Kinder- und Jugendhilfe in einen Austausch bringt 
und gemeinsame Weiterentwicklung ermöglicht. 
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5.	 Ganztagsschule in Deutschland – 
Potentiale und Realität 

5.1.	 Potentiale von Ganztagsschulen für 
Schülerinnen und Schüler 

Neben der konkreten Frage der Nachmittagsbetreuung zielte 
der Ausbau von Ganztagsschulangeboten auf bessere schu-
lische Leistungen durch vielfältige und individuelle Möglich-
keiten der Förderung und die bessere Unterstützung benach-
teiligter junger Menschen. Daneben gab es weitere Erwartungen 
zur Verbesserung und Weiterentwicklung des „Lebensraums 
Schule“ wie zum Beispiel erweiterte Freizeitmöglichkeiten, die 
Öffnung von Schulen in den Sozialraum, eine bessere Umset-
zung von G8 und nicht zuletzt der Inklusion. 

Das Potential durch bessere individuelle Förderung erscheint 
zunächst unabhängig von der Schulform, setzt aber bei nähe-
rer Betrachtung der Angebote im Ganztag voraus, dass es 
sich hier nicht um reine Betreuungsangebote handelt und ein 
erweiterter Zeitrahmen neue Lernformen befördert. Im Blick 
auf die Verbindlichkeit der Schulformen ist davon auszugehen, 
dass eine höhere Verbindlichkeit bessere Effekte hat, weil sie 
eine individuellere Gestaltung der Angebote im Rahmen von 
Rhythmisierung und Förderung von Eigenverantwortlichkeit 
ermöglicht (Selbstlern-/Wochenpläne etc.) Um benachteiligte 
Schüler und Schülerinnen besser unterstützen und Mangel 
an elterlicher Unterstützung ausgleichen zu können, bedarf 
es flankierender sozialpädagogischer Maßnahmen. Deren 
Wirksamkeit kann sich nur entfalten, wenn sie mit Zeitres-
sourcen unterlegt und verbindlich wahrgenommen werden. 
Die Idee einer ganztägigen und ganzheitlichen Bildung und 
Begleitung setzt die Abwendung von der reinen Unterrichts-
schule voraus und kann dann zur schülerorientierten Schul-
entwicklung beitragen durch die Schaffung von Mitbestim-
mungsmöglichkeiten, Schulessen und Rhythmisierung des 
Alltags. Erreicht werden sollen damit ein besseres Schulklima, 
höhere Schulzufriedenheit und -motivation, Abbau von Ängs-
ten, bessere Sozialbeziehungen und vieles mehr. Die stärkere 
Einbeziehung von Kooperationspartnern und damit zusammen
hängend die Bereitstellung von vielfältigen Freizeitangeboten 
sollen die eingeschränkte außerschulische Freizeit kompen-
sieren und ermöglichen gleichzeitig den Zugang zu außer-

schulischen Organisationen. Die damit einhergehende Öff-
nung von Schule in den Sozialraum ergänzt das Konzept 
„Lebensraum“ und bietet bei Einbeziehung örtlicher Wirt-
schaftsbetriebe Unterstützung beim Berufsübergang. 

5.2.	Realität von Ganztagsschulen für 
Schülerinnen und Schüler 

Im Rahmen der StEG-Schülerbefragung konnte punktuell 
eruiert werden, ob die beschriebenen Potenziale in der Reali-
tät für die Schüler und Schüler tatsächlich einen Mehrwert 
darstellen. Dabei wurde festgestellt, dass auf Basis der aktu-
ellen Daten bisher das Schulmodell kaum Auswirkungen auf 
die Schulleistungen hat. Auf Ebene der Schule scheint oft 
unklar zu sein, wie individuelle Förderung umgesetzt werden 
kann, eine Begabtenförderung erfolgt kaum. Gleichzeitig gibt 
es weniger Schüler im voll- und teilgebundenen Ganztag, die 
eine Klassenstufe wiederholen (müssen). Auch dafür, dass 
Benachteiligte besser gefördert werden, gibt es keine klare 
Bestätigung. Der Zugang zu Offenen Ganztagsgrundschulen 
in den alten Bundesländern war anfangs sozial selektiv. 
Gleichzeitig hat der Ganztag positive Auswirkungen auf die 
Sprachleistungen von Migranten und er vermindert den 
Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Notenerfolg. 
Das Konzept „Lebensraum Schule“ wird insgesamt positiv 
bewertet: Schülerinnen erleben mehr Mitbestimmungsrechte 
als in Regelschulen, ein besseres Sozialverhalten untereinan-
der, ein angenehmeres Schulklima und sie wertschätzen die 
Ganztagsangebote, auch wenn sie sich nicht gleichzeitig ins-
gesamt zufriedener fühlen. Gerade Schülerinnen und Schü-
lern im gebundenen Ganztag sind oft weniger zufrieden mit 
ihrer Schule, sie bemängeln zu wenig Freiraum für sich und 
ihre Interessen. Die stärkere Einbeziehung von externen 
Kooperationspartnern ist faktisch belegt (88 Prozent an den 
befragten Schulen), ihre Angebote müssen jedoch oft den 
„Spielregeln“ der Schule angepasst werden. Ganztagsange-
bote sind dabei nicht so sozial selektiv wie außerschulische 
Angebote, sie ermöglichen zum Beispiel Zugänge zu Musik, 
Kultur und Sport auch für benachteiligte Schülerinnen und 
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Schüler und auch zu außerschulischen Angeboten. Nicht zu 
unterschätzen ist auch die Unterstützung dieser Zielgruppe 
bei der Berufseinmündung. Die Bedeutung der Kooperations-
partner für die Schule wächst mit der Öffnung in den Sozial-
raum. Ein positiver Effekt für die Schüler ist ihre damit einher-
gehende Einbeziehung in kommunale Prozesse. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die theoreti-
schen Argumente für einen verbindlichen Ganztagsschul

besuch aus pädagogischer Sicht nicht unbedingt das Erleben 
der Kinder und Jugendlichen widerspiegelt: Die negative 
Bewertung der erlebten Einschränkung persönlicher Frei-
räume durch die zeitliche Ausweitung des Schultages wiegt 
für sie oftmals schwerer als bessere Noten. Bei der Argumen-
tation im Blick auf einen Rechtsanspruch auf eine ganztägige 
und ganzheitliche Bildung muss auch dieser Aspekt Berück-
sichtigung finden.23

23   Die Informationen und Daten in diesem Kapitel basieren auf 
Ausführungen von Prof. Dr. Ivo Züchner zur Studie zur Entwicklung von 
Ganztagsschulen im Rahmen einer Fachtagung der Diakonie Deutsch-
land am 8. September 2014 in Berlin.
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6.	 Verlässlicher Ganztag – ein Plädoyer für 
ganzheitliche Bildung und Erziehung 

Wichtig für alle Überlegungen nach weitergehender Institutio-
nalisierung von Kindheit und Jugend ist die Frage nach einem 
ausgewogenen Verhältnis zwischen institutioneller und fami
liärer Bildung und Erziehung. Darüber hinaus ist die jeweilige 
Qualität der beiden und weiterer Lebens- und Bildungsräume 
von Kindern maßgeblich. Ein gemeinsam verantworteter Ver-
lässlicher Ganztag kann ein umfassendes und ganzheitliches 
Bildungs-, Erziehungs-, Betreuungs- und Förderangebot für 
alle Schülerinnen und Schüler bieten. Zentral für das Gelingen 
eines qualitativ hochwertigen Angebotes ist die intensive 
Zusammenarbeit zwischen Schulen und Partnern aus der 
Kinder- und Jugendhilfe. Ein Rechtsanspruch auf ganztägige 
und ganzheitliche Bildung und Erziehung im Rahmen des 
Verlässlichen Ganztags wäre aus Sicht der Diakonie Deutsch-
land nur dann sinnvoll als zusätzliches Leistungsangebot im 
SGB VIII zu verankern, wenn damit die Eigenständigkeit der 
Kinder- und Jugendhilfe in der kooperativen Gestaltung des 
Ganztags erhalten und gestärkt werden kann. Die Entwick-
lung der Persönlichkeit, der Selbst- und Sozialkompetenzen, 
der Fähigkeiten, Talente und Fertigkeiten der Kinder und 
Jugendlichen steht dabei im Fokus eines ganzheitlichen Bil-
dung- und Erziehungsangebots. Ein solches ganzheitliches 
Bildungsverständnis erfordert von den Kooperationspartnern:

�� Sicherung der aktiven Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen 

�� Raum für unterschiedliche Interessen

�� Unterstützung individueller Lernwege

�� Kinder nicht nur mit-, sondern auch voneinander lernen zu 
lassen

�� Organisation von Zeiten der An- und Entspannung, Zeit für 
gemeinsames und individuelles Lernen, Zeit für Lernaufga-
ben und für selbst gewählte Tätigkeiten für die Lernenden

�� Öffnung der Schule zum Sozialraum und die Zusammen
arbeit mit den dort tätigen Akteuren

�� Förderkonzepte und -angebote für Schüler und Schüler
innen mit besonderen Bedarfen

�� Einbindung der Eltern sowie Unterstützungsangebote für 
Eltern 

Grundlage für die Umsetzung des Verlässlichen Ganztags 
bilden geeignete Rahmenbedingungen. Es müssen verbind
liche Standards zur Umsetzung und Verfahren festgelegt und 
gesetzlich verankert werden. Dies gilt insbesondere für die 
Bereiche Personal, Raumausstattung, inhaltliche Ausgestal-
tung und Finanzierung. 
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Anhang

Statistische Daten – Ergebnisse einer 
Trägerbefragung der Diakonie Deutsch-
land zum Engagement im schulischen 
Bildungssystem

Die amtliche Kinder- und Jugendhilfestatistik gibt aktuell keine 
differenzierte Auskunft darüber, in welchem Maß (und unter 
welchen Bedingungen) Träger der Kinder- und Jugendhilfe 
mit ihren Einrichtungen und Diensten am Lernort Schule tätig 
sind. Diakonie Deutschland hat 2014 erstmalig versucht, im 
Rahmen einer deutschlandweiten Mitgliederbefragung die 
Beteiligung diakonischer Träger an der Gestaltung des schu-
lischen Ganztags sowie ihre Aktivitäten im Rahmen von Schul-
sozialarbeit/Jugendsozialarbeit (SSA) an Schulen zu eruieren. 
Die bereits beschriebene hohe Diversität in der Ausgestal-
tung solcher Angebote der Kinder- und Jugendhilfe aufgrund 
des föderalen Systems fi ndet sich auch in den Ergebnissen 
dieser Befragung wieder. Mit einer Rücklaufquote von 22 
Prozent konnten im Rahmen der quantitativen Erhebung ver-
wertbare Daten erhoben werden. In Relation zur Verteilung 
der Mitglieder in den Landesverbänden können die eruierten 
Daten in den meisten Bundesländern als repräsentative Stich-
probe defi niert werden24. 

Die Heterogenität diakonischer Mitgliedseinrichtungen wird 
unter anderem an der Einrichtungsgröße deutlich: Deutlich 
mehr als die Hälfte der Befragten gaben an, als kleine oder 
mittlere Unternehmen zwischen unter 50 (21 %) und bis zu 
500 (3 %) Mitarbeitende zu beschäftigen; jeder zehnte Träger 
kann mit Blick auf seine bis zu 1000 Mitarbeitenden bereits 
als größeres sozialwirtschaftliches Unternehmen bezeichnet 

24  Geringfügige Abweichungen nach unten müssen für Nordrhein-
Westfalen und Niedersachsen verzeichnet werden.

werden. Mehr als zwei Drittel (69 %) der befragten Träger 
geben an, im Rahmen ihrer Angebote mit Schulen zu koope-
rieren, fast alle (65 %) sind dabei sowohl in der Schulsozialar-
beit als auch im Ganztag aktiv. Die bundeslandspezifi sche 
Auswertung ergibt jedoch deutliche regionale Unterschiede 
(Abb. 1). 

Abbildung 1: Kooperation der befragten Träger mit Schulen

Die Frage nach der vertraglichen Sicherung von Kooperation 
und Leistungsangebot wurde differenziert beantwortet: Mit 
jeweils 15 Prozent wird der Dienstleistungsvertrag sowohl für 
die Schulsozialarbeit als auch für die Ganztagsgestaltung 
nur marginal benannt, während der Kooperationsvertrag bei 
78 Prozent der Träger für den Ganztag und bei 54 Prozent für 
Schulsozialarbeit Anwendung fi ndet. Für den Ganztag geben 
13 Prozent der Träger an, ohne gesonderten Vertrag im Rah-
men ihrer regulären Leistungserbringung tätig zu sein (Abb. 2). 
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Abbildung 2: Vertragsformen Kooperation Jugendhilfe und 
Ganztagsschule

In der Frage der Finanzierung der erbrachten Leistungen sind 
deutliche Unterschiede zwischen beiden Arbeitsfeldern zu 
konstatieren. Während im Ganztag die Finanzierung überwie-
gend und zu gleichen Teilen (je 50 %) über Landesmittel der 
Schule und kommunale Mittel des SGB VIII erfolgt (Abb. 3), 
erscheint die Finanzierung der Schulsozialarbeit erheblich 
differenzierter. Auch hier überwiegen Mittel aus dem Leis-
tungsangebot des SGB VIII mit 54 Prozent, dazu kommen 
jedoch in unterschiedlichen Anteilen Bundes- und Landes-
mittel (Schule und Jugendhilfe), Projektförderung sowie ein 
erheblicher Anteil an Eigenmitteln (43 %), die im Ganztag nur 
sehr marginal unter „Sonstige“ zusammengefasst werden. 
Die Anzahl der Schulen, mit der ein Träger jeweils kooperiert, 
variiert zwischen bis zu fünf (55 %) und mehr als 21 (9 %). 
Diakonische Jugendhilfeträger sind in allen Schulformen 
aktiv. Auch wenn der Schwerpunkt auf Grundschulen und 
Schulen der Sekundarstufe I liegt, werden neben Gymnasien 
auch Förderschulen, Berufsschulen und Berufskollegs als 
Kooperationspartner benannt. 

Abbildung 3: Finanzierung Ganztagsschulangebote (Mehr-
fachnennungen möglich)

Mit 52 Prozent sind mehr als die Hälfte der diakonischen Trä-
ger in der Gestaltung des Offenen Ganztags aktiv, 24 Prozent 
in gebundenen und 23 Prozent in teilgebundenen Formen 
(Abb. 3). Im Abgleich mit den Aussagen der Studie zur Ent-
wicklung von Ganztagsschulen zu den Relationen in der Ver-
bindlichkeit der umgesetzten Schulformen ist festzustellen, 
dass diakonische Träger der Kinder- und Jugendhilfe damit in 
deutlich höheren Anteilen in gebundenen und teilgebundenen 
Schulformen aktiv sind als in offenen.

Abbildung 4: Engagement evangelischer Träger in Ganztags-
schulen

Berücksichtigt man die Tatsache, dass ein nicht unerheb-
licher Teil der diakonischen Träger bisher überwiegend in der 
klassischen Erziehungshilfe tätig war, lässt sich konstatieren, 
dass hier ein neues Arbeitsfeld mit einer Erweiterung der 
Zielgruppen erschlossen wird: Während erzieherische Hilfen 
(mit Ausnahme der Erziehungsberatung) sich überwiegend 
auf sozial benachteiligte Familien konzentrieren, wird der 
schulische Ganztag im bundesweiten Durchschnitt in hohem 
Maß von Kindern aus den mittleren Schichten genutzt. 

Der in der Sozialen Arbeit erfahrungsgemäß hohe Anteil von 
weiblichen Mitarbeitenden variiert zwischen den Arbeitsfel-
dern Ganztag und Schulsozialarbeit/Jugendsozialarbeit an 
Schulen erheblich: Während in der Gestaltung des Ganztags 
78 Prozent der Beschäftigten Frauen sind, ist dieser Anteil in 
der Schulsozialarbeit mit 89 Prozent deutlich höher. Berück-
sichtigt man die Qualifi kation der Beschäftigten, ist zu ver-
muten, dass männliche Erzieher sich zunehmend der Ganz-
tagsschulbetreuung zuwenden, während ihr Anteil in der 
Kindertagesbetreuung nur marginal ansteigt. Der Anteil der 
Hochschul- und Universitätsabsolventinnen und -absolven-
ten ist auch im Ganztag mit 47,6 Prozent erfreulich hoch, 
ein Drittel der pädagogischen Fachkräfte sind Erzieher und 
Erzieherinnen. Kritisch zu hinterfragen ist, dass mit 22 Pro-
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zent fast ein Viertel der Träger angeben, im Ganztag Beschäf-
tigte ohne pädagogische Qualifikation einzusetzen. Dieser 
Anteil ist mit 1,5 Prozent in der Schulsozialarbeit marginal, 
dort sind mit 87 Prozent überwiegend Hochschul- und Uni-
versitätsabsolventinnen tätig. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass diakonische Träger 
der Kinder- und Jugendhilfe bereits heute in hohem Maß den 
Bildungsauftrag des SGB VIII im Kontext des schulischen 

Bildungssystems wahrnehmen, sowohl in der Gestaltung des 
Ganztags als auch in der Schulsozialarbeit. Parallel dazu 
erfolgt Kooperation weiterhin in allen anderen Feldern der 
Kinder- und Jugendhilfe, in hohem Maß im Rahmen der 
Erbringung Erzieherischer Hilfen und im Kontext der Umset-
zung von Inklusion in Schulen vermehrt auch als Schulbeglei-
tung (Eingliederungshilfe). Die Heterogenität der Bedingungen, 
unter denen dieser Auftrag umgesetzt wird, entspricht den 
föderalen Strukturen.
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Auszug Diakonie Texte 2014/2015/2016

02.2016 Medizinische Rehabilitation von chronisch psychisch erkrank-
ten Menschen – Diakonische Positionen zur medizinisch- 
rehabilitativen Weiterentwicklung der Gemeindepsychiatrie

01.2016 Junge Menschen (18 bis 27 Jahre) zwischen den Hilfe-
systemen – psychisch krank, suchtkrank, wohnungslos
Vorschläge zu einer umfassenden  Unterstützung, 
Begleitung und  Behandlung 

06.2015 Einrichtungsstatistik – Regional zum 1. Januar 2014 05.2015 
Zehn Jahre Hartz IV – zehn Thesen der Diakonie
Menschenwürde und soziale Teilhabe in der Grundsicherung 
verwirklichen 

04.2015 Einrichtungsstatistik zum 1. Januar 2014
03.2015 Strategie im Vergabeverfahren

Handreichung für Diakonische Träger
02.2015 Gerechte Teilhabe durch Arbeit 
01.2015 Diakonische Positionen zu einem Präventionsgesetz 
11.2014 Arbeitsmigration und Pfl ege – Strategiepapier und Hand-

reichung für Einrichtungsträger 
10.2014 Wie sehen Sie sich selbst? Die Akteure für Presse- und 

 Öffentlichkeitsarbeit der Diakonie 
09.2014 Fragen und Antworten zu den rechtlichen Handlungsspiel-

räumen der Schuldnerberatung 
08.2014 Finanzierung palliativ kompetenter Versorgung in 

 stationären Pfl egeeinrichtungen 
07.2014 Positionen zur Aufnahme, Wohnraumversorgung und 

 Unterbringung von Flüchtlingen
06.2014 Unionsbürgerinnen und  Unionsbürger in Deutschland: 

 Freizügigkeitsrecht und  Anspruch auf Sozialleistungen
05.2014 Positionen der Diakonie zur Weiterentwicklung der 

 Pfl egeversicherung
04.2014 Gewährleistung von Wohnraum als Teil eines menschen-

würdigen Existenzminimums 
03.2014 Familienpolitische Positionierung: Was Familien brauchen – 

Verwirk lichung und Teilhabe von Familien 
02.2014 Handreichung zu Schweigepfl ichtentbindungen für 

 Mitarbeitende in der Diakonie 
01.2014 Diakonische Positionen zu einem Bundesleistungsgesetz 

zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen 
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